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Kundmachung 
vom 17. Dezember 2019 

der Abänderung der Verfahrensordnung des 
Europäischen Gerichtshofs für 

Menschenrechte 

Aufgrund von Art. 3 Bst. c und Art. 10 Abs. 1 des Kundmachungsge-
setzes vom 17. April 1985, LGBl. 1985 Nr. 41, macht die Regierung im 
Anhang die Abänderung der Verfahrensordnung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte, LGBl. 2019 Nr. 57, kund. 

Fürstliche Regierung: 
gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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Anhang 

Änderung der Art. 27a, 52a und 117 der  
Verfahrensordnung1 2 

Angenommen am 9. September 2019 
Inkrafttreten: 9. September 2019 

Art. 27a 

Einzelrichterbesetzung 

1) Nach Art. 26 Abs. 1 der Konvention wird eine Einzelrichterbeset-
zung eingeführt. Nach Anhörung des Präsidiums bestimmt der Präsident 
des Gerichtshofs die Zahl der zu benennenden Einzelrichter und nimmt 
die Benennungen für eine oder mehrere Vertragsparteien vor. 

2) Als Einzelrichter tagen ebenfalls: 
a) die Sektionspräsidenten, wenn sie ihre Zuständigkeiten nach Art. 54 

Abs. 2 Bst. b und 3 dieser Verfahrensordnung ausüben; 
b) die Vizepräsidenten der Sektion, die für die Entscheidung über die 

Anträge auf vorläufige Massnahmen nach Art. 39 Abs. 4 dieser Ver-
fahrensordnung bestimmt werden. 

3) Nach Art. 26 Abs. 3 der Konvention darf ein Richter nicht als Ein-
zelrichter eine Beschwerde gegen die Vertragspartei, für die er gewählt 
worden ist, prüfen. Ferner darf ein Richter nicht als Einzelrichter eine 
Beschwerde gegen eine Vertragspartei, deren Staatsangehöriger er ist, 
prüfen. 

4) Die Einzelrichter werden für eine Amtszeit von zwölf Monaten 
benannt. Sie nehmen weiterhin ihre anderen Aufgaben innerhalb der 
Sektionen wahr, denen sie nach Art. 25 Abs. 2 angehören. 

 
1 Übersetzung des englischen und französischen Originaltextes. 
2 Neue Fassung unter Berücksichtigung der in der Fussnote zu Art. 117 aufgeführten Änd. 

Die Anlagen werden im Landesgesetzblatt nicht veröffentlicht. Ihre Texte können auf der 
Internetseite des Gerichtshofs unter www.echr.coe.int eingesehen werden. 
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5) Nach Art. 24 Abs. 2 der Konvention wird jeder Einzelrichter bei 
seinen Entscheidungen von einem nicht richterlichen Berichterstatter 
unterstützt. 

Art. 52a 

Einzelrichterverfahren 

1) Nach Art. 27 der Konvention kann ein Einzelrichter eine nach 
Art. 34 der Konvention erhobene Beschwerde für unzulässig erklären 
oder im Register streichen, wenn eine solche Entscheidung ohne weitere 
Prüfung getroffen werden kann. Die Entscheidung ist endgültig. Sie wird 
dem Beschwerdeführer brieflich zur Kenntnis gebracht. 

2) Trifft der Einzelrichter keine Entscheidung nach Abs. 1, so über-
mittelt er die Beschwerde zur weiteren Prüfung an ein Komitee oder eine 
Kammer. 
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Art. 117 

Inkrafttreten der Verfahrensordnung  
(bisheriger Art. 1123) 

Diese Verfahrensordnung tritt am 1. November 1998 in Kraft. 

 
3 Die am 8. Dez. 2000 angenommenen Änd. sind sofort in Kraft getreten. Die am 17. Juni 

und 8. Juli 2002 angenommenen Änd. sind am 1. Okt. 2002 in Kraft getreten. Die am 7. 
Juli 2003 angenommenen Änd. sind am 1. Nov. 2003 in Kraft getreten. Die am 13. Dez. 
2004 angenommenen Änd. sind am 1. März 2005 in Kraft getreten. Die am 4. Juli 2005 
angenommenen Änd. sind am 3. Okt. 2005 in Kraft getreten. Die am 7. Nov. 2005 ange-
nommenen Änd. sind am 1. Dez. 2005 in Kraft getreten. Die am 29. Mai 2006 angenom-
menen Änd. sind am 1. Juli 2006 in Kraft getreten. Die am 14. Mai 2007 angenommenen 
Änd. sind am 1. Juli 2007 in Kraft getreten. Die am 11. Dez. 2007, 22. Sept. und 1. Dez. 
2008 angenommenen Änd. sind am 1. Jan. 2009 in Kraft getreten. Die am 29. Juni 2009 
angenommenen Änd. sind am 1. Juli 2009 in Kraft getreten. Die am 16. Nov. 2009 ange-
nommenen Änd. sind am 1. Dez. 2009 in Kraft getreten. Die am 13. Nov. 2006 und 14. 
Mai 2007 angenommenen Änd. betreffend das Protokoll Nr. 14 zur Konvention sind am 
1. Juni 2010 in Kraft getreten. Die am 21. Feb. 2011 angenommenen Änd. sind am 1. April 
2011 in Kraft getreten. Die am 16. Jan. 2012 angenommenen Änd. sind am 1. Feb. 2012 in 
Kraft getreten. Die am 20. Feb. 2012 angenommenen Änd. sind am 1. Mai 2012 in Kraft 
getreten. Die am 2. April 2012 angenommenen Änd. sind am 1. Sept. 2012 in Kraft getre-
ten. Die am 14. Jan. und 6. Feb. 2013 angenommenen Änd. sind am 1. Mai 2013 in Kraft 
getreten. Die am 6. Mai 2013 angenommenen Änd. sind am 1. Juli 2013 und 1. Jan. 2014 in 
Kraft getreten. Die am 14. April und 23. Juni 2014 angenommenen Änd. sind am 1. Juli 
2014 in Kraft getreten. Einige der am 1. Juni 2015 angenommenen Änd. sind sofort in 
Kraft getreten. Die am 1. Juni und 5. Okt. 2015 angenommenen Änd. an Art. 47 sind am 
1. Jan. 2016 in Kraft getreten. Die am 19. Sept. 2016 angenommenen Änd. an Art. 8 sind 
am selben Datum in Kraft getreten. Die am 14. Nov. 2016 angenommenen Änd. sind am 
selben Datum in Kraft getreten. Die am 16. April 2018 angenommenen Änd. an Art. 29 
sind am selben Datum in Kraft getreten. Die am 19. Sept. 2016 angenommenen Änd. sind 
am 1. Aug. 2018 in Kraft getreten. Die am 3. Juni 2019 angenommene Änd. an Art. 29 
Abs. 1 ist am selben Datum in Kraft getreten. Die am 9. Sept. 2019 angenommenen Änd. 
an Art. 27a und 52a sind am selben Datum in Kraft getreten. 


		info@rdr.llv.li
	2020-03-11T11:41:01+0100
	Vaduz
	Liechtensteinische Landesverwaltung Sig 0001




